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1. Neue politische Wissenskonflikte als Herausforderung für die 

Politische Soziologie 

Mit der Entwicklung von Wissensgesellschaften hat wissenschaftliches Wissen in den vergangenen Jahr-

zehnten enorm an gesellschaftlicher Bedeutung hinzugewonnen. Es stellt daher für Akteure in ganz un-

terschiedlichen gesellschaftlichen Teilbereichen heute eine zentrale Handlungsressource dar (Grund-

mann und Stehr 2011, S. 37), nicht zuletzt in der Politik, wo wissenschaftliches Wissen und Expertise 

ganz wesentlich dazu herangezogen werden, Herrschaft zu legitimieren und politische Ordnungen zu 

stabilisieren. Ebenjene, auf wissenschaftlichem Wissen fußende Ordnungen werden, so eine Vielzahl 

von soziologischen Diagnosen, schon seit längerem durch Prozesse gesellschaftlicher Differenzierung, 

Wertewandel, zunehmende Individualisierung, einen neuen (digitalen) „Strukturwandel der Öffentlich-

keit“ (Habermas 2022) sowie nicht zuletzt auch durch eine wachsende „reflexive Verwissenschaftli-

chung“ der Gesellschaft (Beck 1986, S. 259–266) mehr und mehr destabilisiert. In Folge dessen lässt sich 

eine „Pluralisierung“ des Wissens und ein Verlust der Deutungshoheit von wissenschaftlichem Wissen 

beziehungsweise wissenschaftlicher Expertise beobachten (z. B. Beck et al. 2004, S. 32–37; Laux 2021, S. 

270). 

Damit rücken verstärkt wissenspolitische Konflikte in den Fokus der Aufmerksamkeit, die sich, wie 

es scheint, gegenwärtig immer weiter zuspitzen (Bogner 2021; Büttner und Laux 2021a).1 Im Zuge der 

Klimakrise und der Coronapandemie, so unsere These, lässt sich eine immer deutlichere Spannung zwi-

schen einer stärkeren Expansion von Expertensystemen und Evidenzansprüchen in politischen Ent-

scheidungsprozessen und der Verbreitung von Gegenexpertisen und „postfaktischer Politik“ feststellen. 

So mobilisieren einerseits rechtspopulistische Bewegungen mit betont anti-intellektuellen und auch 

anti-wissenschaftlichen Parolen in den vergangenen Jahren erfolgreich Wählerstimmen. Die Schaffung 

_____________________________________ 
1 Wissenspolitik bezeichnet ein Feld, in dem die „Nutzung und Bewertung von Wissen gesellschaftlich ausgehandelt wird“ 

und wo „Konflikte zwischen unterschiedlichen Wissenstypen und -ansprüchen ausgetragen und reguliert werden“ (Weh-

ling 2007, S. 694). 
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von digitalen Gegenöffentlichkeiten und die Bezugnahme auf „‚alternatives“ Wissen führt dabei zur wei-

teren Radikalisierung dieser politischen Projekte (Kumkar 2018; Davies 2018; Nachtwey et al. 2020; 

Nassehi 2020; Pantenburg et al. 2021; Gess 2021). Andererseits fordern neue politische Akteure und 

Bewegungen wie Fridays For Future „Follow the science!“ und reden damit einer forcierten „Epistemisie-

rung des Politischen“ (Bogner 2021) das Wort. Folglich gewinnen klassische Debatten um konfligierende 

politische Denkstile und Weltbilder (vgl. Mannheim 1929/2015; Hochschild 2016) aktuell wieder an Be-

deutung, die in den vergangenen Jahrzehnten aufgrund einer weltweiten Diffusion liberaldemokrati-

scher und kapitalistischer Ordnungsprinzipien ein Stück weit in Vergessenheit geraten sind.  

Die hier nur skizzierten Dynamiken der Pluralisierung, Popularisierung, Polarisierung und Politisie-

rung von Wissen sind jedoch keineswegs zwangsläufig (vgl. etwa Laux 2021) und fordern die Soziologie 

heraus, diese Entwicklung und ihre beobachtbaren Folgen zu erklären. Diese Herausforderung ist umso 

größer, als dass sich die Soziologie ihrem Grundverständnis nach der gesellschaftlichen Selbstaufklä-

rung verpflichtet fühlt (z. B. hinsichtlich der gesellschaftlichen Konstruktion von Wirklichkeit: Berger und 

Luckmann 2016, S. 3) und damit als „Verunsicherungswissenschaft […]“ (Degele 2003, S. 9) fungiert.  

In der Ad-Hoc-Gruppe „Politisierung des Wissens. Gesellschaftliche Grundlagen und politische Folgen von 

Wissenskonflikten in polarisierten Welten“ auf dem 41. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziologie 

in Bielefeld ging es jedoch nicht so sehr um die Rolle der Soziologie in den aktuellen Wissenskonflikten 

(siehe hierzu ausführlicher etwa: van Dyk 2021). Im Fokus standen vielmehr die Frage nach den gesell-

schaftlichen und kulturellen Grundlagen der zunehmenden Politisierung von Wissen und die Reflexion 

über die Folgen der wachsenden Politisierung von Wissen für die Zukunft der Demokratie. Ein beson-

deres Augenmerk lag demnach auf dem Zusammenhang zwischen Wissenskonflikten und den auf dem 

Bielefelder Kongress thematisierten gesellschaftlichen Polarisierungsprozessen, die die gesellschaftli-

che Integration sowie die etablierten demokratischen Institutionen und Prozeduren gefährden. Hierbei 

gilt es unseres Erachtens genauer zu klären, inwiefern und, wenn ja, inwieweit die beobachtbaren wis-

senspolitischen Polarisierungstendenzen auch mit allgemeineren gesellschaftlichen Konfliktkonstellati-

onen in Beziehung stehen, die sich aus aktuellen sozialstrukturellen und kulturellen Polarisierungsten-

denzen ergeben. Wir schlagen daher vor, neben einer ausschließlichen Fokussierung auf die Wissens-

ebene vor allem auch manifeste „Wert-, Verteilungs- und Identitätskonflikte[n]“ (Büttner und Laux 2021b, 

S. 31, Hervorhebung im Original) in den Blick zu nehmen und zu fragen, ob und inwieweit diese eine 

gesellschaftliche Grundlage für die vermehrt zu beobachtenden Wissenskonflikte bilden (Büttner und 

Laux 2021b, S. 31–33; hierzu auch Kern et al. 2017, S. 9–14).  

In der Ad-Hoc-Gruppe „Politisierung des Wissens. Gesellschaftliche Grundlagen und politische Folgen von 

Wissenskonflikten in polarisierten Welten“ rückten wir vor diesem Hintergrund die Frage ins Zentrum, wie 

sich die wachsende Zuspitzung der Konflikte um die Geltung von Wissen in politischen Diskursen auf 

den gesellschaftlichen Zusammenhalt und damit auch auf die politische Kultur auswirkt. Unsere Aus-

gangsthese war hierbei, dass die Zuspitzung von Wissenskonflikten nicht bloß die Geltung etablierter 

Autoritäten herausfordert, denn es sind nicht bloß die staatstragenden „Volksparteien“ oder die ver-

meintlich „impartialen“ Institutionen wie Verfassungsgerichte, Ethikräte oder Zentralbanken, deren 

schwindende Deutungsmacht bisweilen vorschnell mit dem „Ende der Demokratie“ gleichgesetzt wird 

(Levitsky und Ziblatt 2018; Runciman 2018). Aus unserer Sicht sind die Gefahren für die Demokratie viel 

grundlegender: Wir sind damit konfrontiert, dass politische Entscheidungen zunehmend im Rekurs auf 

universelle Geltungsansprüche diametraler Wissensordnungen für evident befunden oder zurückge-

wiesen werden, dass Vertrauen in die Geltung von Wissen und Informationen schwindet, dass Gesin-

nungsfragen zunehmend als Wissensfragen (re-)artikuliert werden (siehe hierzu Bogner 2021, S. 16) und 

dass sich widerstreitende politische Lager zunehmend identitär abschotten und gegen Einwände immu-

nisieren, sodass die Basis für politische Auseinandersetzungen und Diskurse grundlegend in Frage ge-

stellt ist (Habermas 2021, S. 495). 
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Für die Demokratie entpuppen sich die neuen Wissenskonflikte somit zunehmend als fatale Antago-

nismen, denn neben einer gewissen Gestaltbarkeit von Gesellschaft und der Wählbarkeit realer politi-

scher Alternativen bedarf die Demokratie einer politikaffinen politischen Kultur. Sie zehrt von einem 

„agonistischen Gemeinsinn“ (Mouffe 2008; Conolly 1991), der die Kontingenz und die Partialität politi-

scher Entscheidungen präsent hält, affirmiert und durch die „Repräsentationsbehauptungen“ (Saward 

2010) konkurrierender politischer Projekte prozeduralisiert. Genau diese politisch-kulturellen Bedin-

gungen der Demokratie werden durch polarisierte Wissensordnungen mit ihren jeweils unverhandel-

baren Absolutheitsansprüchen potenziell unterwandert, wobei die gesellschaftliche Integration durch 

Diskurse und die Legitimität der daraus hervorgehenden politischen Entscheidungen vermeintlich auf 

der Strecke bleiben (Habermas 2021, S. 489).  

Es gilt jedoch zugleich jede Form von Determinismus und Alarmismus zu vermeiden und stattdessen 

ein konflikttheoretisches Demokratie- und Politikverständnis geltend zu machen, das mit Inkommensu-

rabilitäten von Wissensordnungen und unterschiedlichen politischen Deutungen und Weltbildern rech-

net. Anders als in vielen populären Deutungen eines neuen „postfaktischen Zeitalters“ (Ball 2017; Hen-

dricks/Vestergaard 2017) gehen wir zudem nicht davon aus, dass Fakten, Expertenwissen und wissen-

schaftliche Kriterien an Bedeutung verloren hätten. Im Gegenteil: Wir deuten die oben erwähnte Span-

nung zwischen der Expansion von Expertensystemen und Evidenzansprüchen sowie der Verbreitung 

gegenhegemonialen Wissens als ein dialektisches Verhältnis. Unseres Erachtens gilt es jedoch genauer 

zu reflektieren, wie sich diese diametralen Entwicklungen wechselseitig derart befeuern, dass der Anta-

gonismus zwischen „offiziellen“ und „alternativen“ Wissensformen zu einer identitätsstiftenden Konflik-

tachse des politischen Raumes avanciert ist. 

2. Grundthemen und Ausgangspunkte unserer Debatte  

Folgende Themen und Diskurse bildeten den Ausgangspunkt unserer Diskussionen über die Politisie-

rung des Wissens und die Herausforderung der Wissenskonflikte für den gesellschaftlichen Zusammen-

halt: (a) die wissenssoziologischen Implikationen der aktuellen Debatten über einen „antiliberalen Back-

lash“ und eine „große Regression“, (b) die Thematisierung der Politisierung des Wissens als ein multidi-

mensionales Phänomen, (c) die politiktheoretischen Implikationen der Wissensproblematik der Politik.  

(a) Die wissenssoziologischen Implikationen des „antiliberalen Backlash“ und der 

„großen Regression“ 

Die Konjunktur von Gegenwissen wird in den einschlägigen soziologischen und politiktheoretischen De-

batten insbesondere in der Populismusforschung thematisiert und als „antiliberaler Backlash“ (Alter 

und Zürn 2020), als „große Regression“ (Geiselberger 2017), als Revolte der „Somewheres“ gegen die 

„Anywheres“ (Goodhart 2017) oder eben als „populistischer Moment“ (Mouffe 2018) verhandelt. Die 

vielfältigen, unter dem Schlagwort des Populismus nivellierten Protestphänomene (kritisch: Marchart 

2017) werden entweder politisch-ökonomisch als Folge von realen oder befürchteten Deprivationserfah-

rungen (Nachtwey 2016; Manow 2018), kulturwissenschaftlich als Folge einer Konfliktlinie zwischen nati-

vistischen Neo-Nationalismen und kosmopolitischen Multikulturalismen (Bergmann 2020) und als Kon-

sequenz zweier diametraler Kulturalisierungsregime (Reckwitz 2019, S. 29–61), oder demokratietheore-

tisch als mittelbare Folge der Erosion des ehedem strukturbildenden Links-Rechts-Gegensatzes (Mouffe 

2007), als Reaktion auf postdemokratische Entwicklungen (Rancière 2002; Crouch 2008; Schäfer und 

Zürn 2021) oder als Folge der Überordnung von finanzmarktwirtschaftlicher und völkerrechtlicher „Ver-

antwortung“ gegenüber demokratischer „Responsivität“ gelesen (Mair 2013). Vor diesem Hintergrund 
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wird der ausgemachte „Formenwandel der Demokratie“ (Thaa und Volk 2018; auch Kreide et al. 2015) 

kontrovers diskutiert. 

Die Mobilisierungserfolge populistischer Parteien und Bewegungen haben das Selbstverständnis der 

etablierten westlichen Demokratien nachhaltig erschüttert. Die Globalisierung des Populismus konfron-

tiert die Erzählung einer teleologisch auf Demokratisierung, Liberalisierung und Integration ausgerich-

teten Geschichte mit der Fragilität politischer Ordnungen (Levitsky und Ziblatt 2018; Krastev und Holmes 

2019; Przeworski 2019; Crouch 2020). Die kosmopolitische Vision eines postideologischen „Staates ohne 

Feinde“ (Giddens 1998, S. 77), in dem die Konflikthaftigkeit von Politik und Gesellschaft überwunden 

wäre (paradigmatisch hierzu vor allem Fukuyama 1992), erscheint nunmehr als Trugbild eines ge-

schichtsvergessenen Utopismus, der die Robustheit einer „zivilen politischen Kultur“ (Almond und Verba 

1963) überschätzt. So wird aktuell nicht ein liberaldemokratisches Ende der Geschichte, sondern ein 

„Ende der Illusionen“ (Reckwitz 2019) und ein „Ende der Demokratie“ (Runciman 2018; Levitsky und 

Ziblatt 2018) diagnostiziert. Die politikwissenschaftliche Debatte zentriert sich aber auch aus theoreti-

schen Gründen um den Populismus, denn die konzeptuelle Auseinandersetzung mit dem Phänomen 

rührt an identitätsstiftenden Ordnungsbegriffen der Disziplin. Wenn Sozialwissenschaftler:innen über 

die Deutung des Populismus streiten, streiten sie zugleich über die Deutung von Demokratie (Westphal 

2020), Repräsentation (Urbinati und Warren 2008), über die Differenz zwischen „dem Politischen“ und 

„der Politik“ (Manow 2020) und über das angemessene Selbstverständnis der Disziplin. 

Was in diesen Debatten zwischen populismusaffinen (Laclau 2005; Mouffe 2018) und populismuskri-

tischen (Müller 2015; Rosanvallon 2020) Positionen implizit mitschwingt, aber bislang kaum theoretisch 

reflektiert, geschweige denn empirisch analysiert wird, ist die Beziehung zwischen Politik und Wissen. 

Wir knüpfen hier somit explizit an die soeben dargestellten Diskurse an, geben der Debatte durch den 

Fokus auf eine Politisierung des Wissens jedoch einen etwas anderen Dreh. Denn aus unserer Sicht ist 

die ausgemachte Repräsentationskrise, die einem antipluralistischen Populismus (Müller 2015) ange-

lastet wird, auch als eine Folge einer wachsenden Problematisierung von Wissen zu begreifen. Ebenjene 

Wissenskonflikte können dabei auf „Wert-, Verteilungs- und Identitätskonflikte“ (Büttner und Laux 

2021b, S. 31, Hervorhebung im Original weggelassen) hindeuten, die gleichermaßen ursächlich für po-

pulistische Mobilisierungen sein können. Gerade eine stärkere Anbindung der Wissenskonflikte an so-

zialstrukturell bedingte gesellschaftliche Konfliktlinien scheint vielversprechend, um politische Konflikte 

adäquat zu erfassen (siehe etwa Manow 2018, 2020). 

(b) Die Politisierung des Expertenwissens – ein multidimensionaler Prozess  

Konnte zertifiziertes Expertenwissen bis vor wenigen Jahren als universelle Ressource zur Erzielung „ef-

fektiver“, „sachangemessener“ politischer Entscheidungen Geltung beanspruchen (Drori et al. 2003; 

Schuppert und Voßkuhle 2008), wird es nun zunehmend als partiales Medium politischen Handelns 

wahrgenommen (Oreskes und Conway 2011; Séville 2017). Diese Entwicklung manifestiert sich in der 

wachsenden Ablehnung wissenschaftlicher Fakten als Grundlage politischer Entscheidungsfindung (Da-

vies 2018; Hirschi 2018), der endemischen Ausbreitung von postfaktischen Politikstrategien (Ball 2017; 

Hendricks und Vestergaard 2017; Gess 2021), dem frappierenden Mobilisierungspotential mithin kruder 

Verschwörungsnarrative (Hochschild 2016; Kumkar 2018; Butter 2018; Nachtwey et al. 2020), aber auch 

in der Politisierung „unabhängiger“ Institutionen wie Zentralbanken, Verfassungsgerichten, Experten-

gremien und den Massenmedien (Rosanvallon 2016, 2020; Pörksen 2018; Zürn 2018; Crouch 2020). 

Elitenkritik sowie die Kritik expertokratischer Steuerung, wachsender Verwissenschaftlichung von 

Politik und Gesellschaft und der Legitimationsprobleme bürokratisch-technokratischer Steuerung ha-

ben eine lange Konjunktur (Habermas 1968; Koch und Senghaas 1971; Schelsky 1975; Rucht 1988; 

Crouch 2008; Münkler 2020). Dies ist keinesfalls nur ein Thema von populistischer Demagogie, vielmehr 
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ist die Möglichkeit der Kritik epistemischer Autoritäten der Demokratie immanent (paradigmatisch 

Arendt 1972; Rancière 2002, 2011). So gibt es auch in den Sozialwissenschaften und in der Politischen 

Theorie eine lange Geschichte der Problematisierung der „Verwissenschaftlichung“ und „Epistemisie-

rung“ der Politik (Dewey 1927; Weingart 1983, 2001; Beck 1986; Turner 2001; Münch 2009; Wehling 2003; 

Bröckling et al. 2000; Voß und Freeman 2016; Bogner 2021). Darüber hinaus wird in der Forschung zur 

„Wissenspolitik“ auf die ambivalente Rolle von Stiftungen, Think Tanks und interessegeleiteter For-

schungsförderung hingewiesen und auf die Probleme einer zunehmenden Vermischung von Interes-

senpolitik, Lobbying und wissenschaftlicher Expertise(n) (Oreskes und Conway 2011; Bergmann und 

Strachwitz 2015; Laux 2019). Aktuelle Debatten zur „Politisierung von Expertise“ (Weingart 2021) und 

zur „Epistemisierung des Politischen“ (Bogner 2021) machen zudem auf die Problematik wachsender 

Wissenschaftsskepsis (bis hin zur absoluten Faktenverleugnung) aufmerksam (Pantenburg et al. 2021). 

Ebendiese Skepsis ist zunächst eine Folge der wissenschaftlichen Durchdringung der Gesellschaft, die 

in einer „Entmonopolisierung wissenschaftlicher Erkenntnisansprüche“ (Beck 1986, S. 256, Hervorhebung 

im Original) mündet. Diese Entwicklung wurde nicht zuletzt durch die Digitalisierung der Informations- 

und Kommunikationsweisen und die damit einhergehende Transformation der Öffentlichkeit folgen-

reich beschleunigt und radikalisiert (Adolf und Stehr 2010; Habermas 2021; Hahn und Langenohl 2017; 

Pörksen 2018; Ebner 2019; Büttner 2021). 

Infolgedessen erhöht sich die Kontingenz politischer Entscheidungsfindung und Expertisen wie auch 

Gegenexpertisen werden selbst zum Konfliktfeld für politische Auseinandersetzungen (vgl. Nelkin 1975). 

Folglich verändert sich nicht bloß der Modus politischer Willensbildung und Konfliktaustragung, sondern 

es verschieben sich die Arenen der Konfliktaustragung und auch die beteiligten Akteure wandeln sich. So 

gewinnt die Öffentlichkeit im Zuge einer Popularisierung von Expertisen an Bedeutung gegenüber ex-

klusiven Expertengremien für politische Entscheidungen und zugleich entstehen neue Akteure bzw. 

Netzwerke der Wissensproduktion, z. B. aus sozialen Bewegungen oder organisiert über digitale Platt-

formen, die Wissen verbreiten und damit die öffentliche Meinungsbildung beeinflussen (Beck 1986, 

S. 263–266; Kumkar 2022, S. 176–234; Laux 2021, S. 280–286). 

(c) Die Wissensproblematik der Politik und ihre politiktheoretischen 

Implikationen 

Während zum Ende der Nullerjahre unter dem Stichwort „Postdemokratie“ (Crouch 2008; Rancière 

2002) noch beklagt wurde, dass Expertise-basierte Governance demokratische Prozeduren untermi-

niere, wird heute ein gegenläufiger Trend ausgemacht: Ein wachsendes Misstrauen gegenüber wissen-

schaftlich zertifiziertem Wissen untergräbt die konsens-, vernunft- und outputzentrierte Vorstellung, po-

litisches Handeln würde sich an Fakten, Wissen, Sachverstand, wohl begründeten Argumenten und ra-

tionalisierten „Rechtfertigungsordnungen“ (Forst 2015) ausrichten. Auch wenn die Wissensproblematik 

kaum explizit adressiert wird, liefern die unterschiedlichen Demokratiemodelle doch ganz unterschied-

liche Anknüpfungspunkte, um diese neuen Konflikte zu beschreiben: Systemtheoretisch informierte 

und Output-zentrierte Politikmodelle plädieren für eine „simulative“ (Blühdorn 2013) oder eine „de-

zentrierte“ (Willke 2016) Demokratie, die darauf hinausläuft, die demokratischen Ideale von Volkssou-

veränität und Gleichheit im Konfliktfall den Governance-Zielen nachzuordnen. Rationalitätsorientierte 

Demokratietheorien betonen dagegen die Analogie von Wissenschaft und Demokratie (mit ganz unter-

schiedlichen Akzentuierungen: Rosanvallon 2016; Fischer 2018; Collins und Evans 2017; Forst 2015). Die 

Sorge gilt dann auch in erster Linie einem antipluralistischen Populismus, dessen manichäische Selbst- 

und Weltwahrnehmungen (Butter 2018, S. 93) das „rationalisierte Gefüge“ (Mannheim 1929/2015, S. 73) 

bewährter Konfliktbearbeitungsmechanismen sprengt, auf dem die pluralistische Demokratie gründe 

(Müller 2015; Rosanvallon 2020). Antithetisch dazu positionieren sich viele poststrukturalistische Politik- 
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und Demokratieverständnisse, die Kontingenz und Unentscheidbarkeit sozialtheoretisch als unhinter-

gehbaren Horizont verankern und demokratietheoretisch würdigen (Derrida 2002; Rancière 2002; 

Mouffe 2008; Laclau 2007; Hildebrand und Séville 2015; Saar 2007). Aus ihrer Sicht läuft die rationalisti-

sche Analogie von Wissenschaft und Demokratie Gefahr, die Differenz von Demokratie und Wissen-

schaft zu nivellieren und in einen demokratietheoretisch problematischen „Anti-Populismus“ (Marchart 

2017) zu kippen. Ein ähnliches Argument findet sich auch in konfliktaffinen Demokratietheorien (Lefort 

1990; Connolly 1991; Laclau 2007; Mouffe 2008; Balibar 2012; Deitelhoff 2018), die den Populismus pri-

mär als Reaktion auf geteilte Deprivationserfahrungen und Postdemokratisierungstendenzen konzipie-

ren (Mouffe 2007; Marchart 2017; Fraser 2017). An diesen konfliktorientierten Theoriestrang könnte 

unserer Ansicht nach angeknüpft werden, wenn es die Legitimität des Streites um die unbezeichenbare 

Identität des Demos (Lefort 1990; Mouffe 2008) gegen anti-politische Vorstellungen nativistischer Popu-

lismen und szientokratischer Apologeten zu verteidigen gilt. 

Schließlich betont auch Hannah Arendt (1972, S. 85), dass politisches Denken zwei Gefahren ausge-

setzt ist, „der Gefahr Tatsächliches für notwendig und daher für unabänderbar zu halten und der ande-

ren, es zu leugnen und zu versuchen, es aus der Welt zu lügen“. So nimmt die oben skizzierte paradoxale 

Gleichzeitigkeit einer postpolitischen Expansion von Evidenzpostulaten einerseits und der Resonanz 

postfaktischer Diskurse andererseits die Demokratie von zwei Seiten in die Zange. Einerseits, so lässt 

sich im Rekurs auf wahrheitskritische, postfundamentalistische und radikal pluralistische Positionen ar-

gumentieren, bedrohen technokratische Vorstellungen „sachangemessener“, „alternativloser“ politi-

scher Inhalte die für die moderne Demokratie konstitutive „Legitimität von Konflikt und Teilung“ (Mouffe 

2008, S. 34). Aus dieser Perspektive nährt die zunehmende Rationalitäts- und Evidenzzentrierung das 

Phantasma der einen, ultimativ richtigen Entscheidung, und die epistokratische Wahrheitsemphase ver-

kennt die spezifisch demokratische Qualität pragmatischer Kompromisse (Rorty 1997). Wer postuliert, 

Wahrheit solle als unhintergehbarer Grund politischer Auseinandersetzungen fungieren, ignoriert, dass 

die moderne Demokratie der Zurückweisung vorpolitischer oder außerdiskursiver Fundamente ent-

springt, die der Gesellschaft eine Form verleihen könnten. Andererseits, so die Gegenthese liberaler, 

rationalitätszentrierter Provenienz, unterlaufen die postfaktischen Strategien, die die Politiken der 

Trumps und Bolsonaros kennzeichnen, jene „Orientierung an Wahrheit und Irrtum“, die eben nicht nur 

Kennzeichen wissenschaftlicher Diskurse sei, sondern auch die Politik moderner Gesellschaften an rati-

onale Rechtfertigungsansprüche koppele (Fischer 2018, S. 66). 

3. Themen und Fragestellungen der Diskussion 

In der Ad-hoc Gruppe setzten sich folgende Autor:innen in ihren Beiträgen intensiv mit der Frage nach 

einer wachsenden Politisierung des Wissens und ihren gesellschaftlichen Ursachen auseinander:  

(1) Silke van Dyk (Friedrich-Schiller-Universität Jena): Die Krise der Faktizität und die Zukunft der De-

mokratie. Öffentlichkeit(en) in Zeiten von Fake News, Technokratie und Wahrheitskritik 

(2) Robert Schäfer und Nadine Frei (beide Universität Basel): Politisierung des Nicht-Wissens. Ver-

schwörungsdenken als Mystifikation 

(3) Ute Fischer und Jonas Schmeinck (beide Fachhochschule Dortmund): Kampf um Zugehörigkeit – 

Was die Gegner:innen der Corona-Maßnahmen antreibt und über den Zustand von Demokratie 

und Zusammenhalt verdeutlichen 

(4) Susanne Richter (Universität Hildesheim): ‚Cancel Culture‘ als Arena politisierter Wissenskonflikte 
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Ausgehend von den Beiträgen sowie den soeben vorgestellten Themen und Thesen standen folgende 

Fragen im Mittelpunkt unserer Debatten zur Politisierung des Wissens und ihrer soziologischen Grund-

lagen:  

• Welche gesellschaftlichen und/oder kulturellen Ursachen haben zur Verschärfung der Wis-

senskonflikte geführt? Welche Rolle spielt dabei etwa die zunehmende soziale Ungleichheit 

oder die Digitalisierung der Kommunikation? 

• Wie wandelt sich die institutionelle Ordnung der Demokratie vor dem Hintergrund polarisier-

ter Wissenswelten? Lassen sich etwa Abschottungsprozesse und die Stärkung ausgrenzender 

kollektiver Identitäten beobachten? 

• Wie wirkt sich die wachsende Zuspitzung der Konflikte um die Geltung von Wissen auf das 

politische System aus? Schwindet etwa das Vertrauen in Expert:innen? Was bedeutet dies für 

demokratische Politik? 

• Lässt sich eine zunehmende diskursive Polarisierung in politischen und gesellschaftlichen Fra-

gen feststellen? Wenn ja, welche Diskursallianzen und -antagonismen zeigen sich dabei? 

• Und: Welche Rolle kann und soll die Soziologie als kritische Wissenschaft in Wissenskonflikten 

spielen? 

 

Wir danken allen Beitragenden sowie dem Publikum für die lebhafte und anregende Diskussion ganz 

herzlich.  
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